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Vertraulich ! 

 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l  N r .  1 0 8  

vom 23. September 1919. 

 

Anwesend: 

Präsident S e i t z  und sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen Vizekanzler F i n k  

(beurlaubt), 

ferner sämtliche Unterstaatssekretäre.1 

 

Zugezogen: 

Vom Staatsamte für Finanzen: Sektionschef Dr. G r i m m, ferner  

zu Punkt 12: von der Staatskanzlei: Sektionsrat O b e r d o r f f e r 

                                                   und Ministerialsekretär Dr. D e s  L o g e s, 

zu Punkt 13: der Oberste Verwalter des Hofärars Sektionschef Dr. B e c k   

                                                                  und Rechtsanwalt Dr. H a r p n e r. 

 

Vorsitz: 

Staatskanzler Dr. R e n n e r. 

 

Dauer: 15.00 – 20.30 

 

Reinschrift (40 Seiten) 

 

Inhalt: 

1. Enthebung des vormaligen Staatssekretärs für Heerwesen Josef M a y e r  vom 

Gelöbnisse. 

2. Sperrgeldfrage. 

3. Ernährungslage. 

4. Gemeindewahlreform in Tirol. 

5. Behandlung der Staatsstiftungszöglinge aus den abgetretenen Gebieten. 

6. Subventionsansuchen der Hauptstelle Reichenberg des Vereines der deutschen 

Eisenbahnbeamten. 

                                                 
1 Der Schriftführer wurde nicht als anwesend verzeichnet. 
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7. Ausfolgung der von den ungarischen Kommunisten beim Eintritt noch 

Deutschösterreich ausgelieferten Geldmittel und Wertsachen. 

8. Aufhebung der Finanzzensur. 

9. Gewährung von Verdienstentgangs-Entschädigungen für die zur Mitwirkung bei der 

Bekämpfung des Kriegswuchers und Schleichhandels in Wien herangezogenen Arbeiter- und 

Bürgerräte. 

10. Gewährung einer Entschädigung für den Vertreter des Kreisarbeiterrates Wien im 

Volksbekleidungsamte. 

11. Errichtung einer Generaldirektion der staatlichen Industriebetriebe. 

12. Liquidierung der Regierungsstellen für die Sudetenländer. 

13. Verwaltung der hofärarischen und der kaiserlichen Fondsgüter. 

14. Abänderungen einiger Bestimmungen der oberösterreichischen Landesgesetze, 

betreffend die Errichtung von Bezirksgenossenschaften der Landwirte und eines 

Landeskulturrates in Oberösterreich, durch einen Beschluss des oberösterreichischen 

Landtages. 

15. Teuerungszuwendungen für die Geistlichkeit. 

16. Forderungen der Staatseisenbahnbediensteten. 

 

Beilagen: 

Beilage A zu Punkt 13 betr. Bericht des Obersten Verwalters des Hofärars über die 

Nutzbarmachung des hofärarischen Besitzes (7 Seiten) 

Beilage B zu Punkt 13 betr. Bericht des Rechtsanwaltes Dr. Gustav Harpner über die weitere 

Verwaltung des für das vormalige Kaiserhaus oder eine Zweiglinie desselben gebundenen 

Vermögens (5 Seiten) 

Streng vertraulicher Anhang zum KRP betr. Antrag des StSekr. Hanusch auf Ernennung von 

HR Ing. Viktor Würth zum Sektionschef (Ruhestandsversetzung) sowie die Ernennung von 

Hans Tauss zum Zentralgewerbeinspektor (1 Seite) 

Konzept, Konzept der Beilagen A und B, stenographische Mitschrift, Entwurf der TO  

Beilage zu Punkt 1 betr. Vortrag für den Kabinettsrat über die Bitte des Leiters der dö. 

Kriegsgefangenen- und Zivilinterniertenamtes und ehem. StSekr. f. Heerwesen Josef Mayer 

auf Entbindung vom abgelegten Gelöbnis (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 4 betr. Auszug für den Vortrag im Kabinettsrat über die neue 

Gemeindewahlordnung in Tirol (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 11 betr. Abschrift des Referats des StA. f. Handel und Gewerbe, Industrie 



 

108 – 1919-09-23 3 

und Bauten über die Bestellung eines Generalsdirektors der staatlichen Industriebetriebe und 

eines neuen Direktors für die Arsenalwerke Wien (12 Seiten) 

Beilage zu Punkt 13 betr, die Verwaltung des Hofärars nach Ratifizierung des 

Friedensvertrages (7 Seiten) 

Beilage zu Punkt 13 betr. Bericht an den Kabinettsrat über die Verpachtung der Güter 

Orth/Donau und Scharfenegg am Leithagebirge mit Gesellschaftsvertrag mit der Gemeinde 

Wien und der Amtlichen Übernahmestelle für Vieh und Fleisch und dem Pachtvertrag mit der 

Gemeinde Wien (44 Seiten) 

 

1. 

Enthebung des vormaligen Staatssekretärs für Heerwesen, Josef M a y e r  vom Gelöbnisse. 

Der Vorsitzende teilt mit, dass der Leiter des d.ö. Kriegsgefangenen- und 

Zivilinterniertenamtes Josef M a y e r  an den Präsidenten der Nationalversammlung die Bitte 

gestellt habe, ihn, da er infolge der durch den Vertrag von St. Germain gegebenen 

Verhältnisse genötigt sei, den d.ö. Dienst zu verlassen, auch des seinerzeit als Staatssekretar 

für Heerwesen in die Hände des Präsidenten der Nationalversammlung abgelegten 

Gelöbnisses zu entbinden, welches Gelöbnis für ihn auch während seiner dermaligen 

Tätigkeit bindend gewesen sei. 

Die Staatskanzlei beabsichtige über eine diesbezügliche Anfrage der 

Präsidentschaftskanzlei ihrer Ansicht dahin Ausdruck zu geben, dass eine Entbindung von 

dem als Staatssekretär geleisteten Gelöbnisse nach Aufhören der Funktion als solcher 

gegenstandslos wäre, da sich der Inhalt des Gelöbnisses lediglich auf die Tätigkeit in der 

betreffenden Funktion beziehe und daher nach deren Aufhören keine weitere Wirkung mehr 

äußere, als jene zur Amtsverschwiegenheit, von welch letzterer aber eine Enthebung 

allgemeiner Natur nicht stattfinden könnte. Der Staatskanzlei würde die Gewährung des vom 

ehemaligen Staatssekretär Josef M a y e r  gestellten Ansuchens aus diesen Gründen, aber 

auch verfassungsrechtlich überhaupt unzulässig erscheinen und sie glaube, dass durch die 

Mitteilung obiger Ausführungen der Zweck erfüllt werde, welchen der Einschreiter im Auge 

habe. 

Der Kabinettsrat pflichtet dieser Auffassung bei.2 

 

                                                 
2 Im Anschluss an diesen Tagesordnungspunkt findet sich nur im Stenogramm noch ein weiterer, 

zurückgestellter Tagesordnungspunkt folgenden Wortlauts: 
 „2.) Kriegsgefangenengebühr. 
 Akt Deutsch übernommen für die nächste Sitzung.“ 
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2. 

Sperrgeldfrage. 

Der Vorsitzende teilt mit Beziehung auf die in der letzten Sitzung des Kabinettsrates 

aufgeworfene Frage der Einhebung des Sperrgeldes in der Zeit von 8-10 Uhr abends mit, dass 

es die n.ö. Landesregierung unter Hinweis auf § 9 des Landesgesetzes vom 1. Februar 1913, 

L.G.Bl. Nr.33, wonach den Hausbesorgern für die jedesmalige Öffnung des Haustores nach 

Torsperre eine Entlohnung von 20 h gebührt, abgelehnt habe, in dieser Angelegenheit eine 

Verfügung zu treffen. 

Der Kabinettsrat nimmt diese Mitteilung zur Kenntnis. 

 

3. 

Ernährungslage. 

Staatssekretär Dr. L o e w e n f e l d - R u s s  führt aus, dass neuerlich eine krisenhafte 

Situation in der Ernährungslage eingetreten sei. Die verfügbaren Brotgetreide- und 

Mehlvorräte reichen nur mehr für eine Woche, die inländische Aufbringung versage fast 

vollkommen3, die Ententezuschübe haben aufgehört. Wir seien daher nur auf das angewiesen, 

was wir uns selbst aus dem Auslande verschaffen können. Die in Argentinien getätigten 

Käufe würden für die Dauer von 1 ½ Monaten ausreichen.4 Die Hereinbringung dieser Menge 

stoße jedoch auf große Transportschwierigkeiten. Unter diesen Verhältnissen sei es nicht 

möglich, ein Versorgungsprogramm in der bisherigen Weise aufzustellen.5 Die weitere 

Deckung mit Nahrungsmitteln hänge davon ab, dass die gekauften Mengen halbwegs 

regelmäßig einlaufen und dass der jugoslawische Kompensationsvertrag so rasch als möglich 

abgewickelt werde. Für die weiteren Ankäufe bestehe die Hauptschwierigkeit in der 

Beschaffung der erforderlichen Geldmittel. Die vom Staatsamt für Finanzen zur Verfügung 

gestellten Mittel seien durchaus unzureichend. Bei dem derzeitigen Kursstand der Krone sei 

weiterer Ankauf mit Barmitteln nicht möglich. Es müsse ein Übereinkommen getroffen 

werden, dass diese Kosten auf Reparationskonto übernommen werden oder aber eine 

Valutaanleihe gemacht werden. Bei dieser Sachlage beabsichtige er, vorläufig nur Getreide 

einzukaufen. Hiezu sei zu bemerken, dass zur Deckung des Monatsbedarfes an Getreide ein 

Aufwand von 10 Millionen Holländischen Gulden = 300 Millionen Kronen erforderlich sei.6 

                                                 
3 „…, bisher 26.000 t gegenüber 86.000 t im Vorjahr zur gleichen Zeit.“ 
4 Stenogrammvariante zum vorgehenden Satz: „Wir haben in Argentinien, Holland und Belgien getätigt für 1 

½ Monate.“ 
5 „Wir müssen über jeden Waggon separat disponieren. In keinem Land ist die Versorgung über länger als bis 

25., 26. IX. sichergestellt.“ 
6 „So kann es nicht weitergehen. Ich scheitere in der Versorgung an Mangel an Geldmitteln.“ 
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Noch schlechter stehe es mit der Fett- und Fleischversorgung, welche nur bis 1. November 

d.J. gesichert sei, Neuankäufe im Auslande könnten aus den vorerwähnten Gründen nicht 

getätigt werden.7 Die Aufbringung im Inlande versage vollkommen. An eine ausreichende 

Kartoffelversorgung sei bei den heutigen Transportverhältnissen nicht zu denken. 

Staatssekretär Dr. S c h u m p e t e r  bemerkt zur Frage der Beschaffung der fremden 

Valuta, dass es im gegebenen Zeitpunkte ganz ausgeschlossen sei, ein größeres Darlehen für 

Lebensmittel zu bekommen. Die erforderlichen Schritte hiezu könnten erst dann eingeleitet 

werden, bis wir einen ordnungsmäßigen Finanzplan vorzulegen in der Lage seien. Einen 

vorläufigen Notbehelf erblicke er in dem Abverkauf gewisser Kunstschätze, insbesondere der 

Gobelins. Die in dieser Beziehung im Zuge befindliche Aktion müsse beschleunigt werden. 

Über diesen momentanen Notbehelf hinaus, müsse die Frage in Erwägung gezogen 

werden, ob nicht darin ein Ausweg gefunden werden könnte, dass die staatliche Versorgung 

auf die Minderbemittelten zu beschränken sei, im Übrigen aber der Handel freizugeben wäre. 

Er wisse wohl, dass dieser Vorschlag kaum durchführbar sei. Wenn wir das staatliche Defizit 

beim Verkaufe der Lebensmittel beheben wollten, bliebe nichts anderes übrig, als die Preise 

entsprechend zu erhöhen. Die hieraus sich ergebende monatliche Mehrbelastung der 

Bevölkerung von 50 K pro Kopf sei natürlich aus politischen Gründen nicht erträglich. Er 

wäre jedoch bereit, einer Erhöhung der Bezüge der Staatsangestellten um diesen 

Monatsbetrag zuzustimmen. Was die Arbeiter betreffe, so müsse von staatswegen eine 

Lohnerhöhung in diesem Sinne eingeleitet werden. 

Staatssekretär Dr. B a u e r  pflichtet im Allgemeinen den Ausführungen des Vorredners 

bei. Außer den bereits erwähnten Gobelins könnten auch andere Kunstschätze, die keinen 

besonderen kulturellen Wert haben, verkauft werden. Es wäre Sache der einzelnen 

Staatsämter festzustellen, was an verkäuflichen Kunstgegenständen vorhanden sei. Überdies 

glaube er, dass eine Anforderung des privaten Kunstbesitzes unvermeidlich sei. Er stelle an 

das Staatsamt für Finanzen das Ersuchen, sobald als möglich nicht nur über eine konkrete 

Organisation, mittelst welcher der Verkauf von staatlichem Kunstbesitz systematisch 

eingeleitet und möglichst bald durchgeführt würde, sondern auch bezüglich der Anforderung 

von privatem Besitze geeignete Vorschläge zu erstatten. Hieraus könnten Erträgnisse erzielt 

werden, die über die Erfordernisse für die Lebensmittelbeschaffung hinausgehen und daher 

für valutarische Zwecke nutzbar gemacht werden könnten.8 

Was die staatlichen Aufwendungen für die Lebensmittelbeschaffung anbelange, so sei er 

                                                 
7 „Wien ist mit Fleisch bis 1.XI. gesichert. Von den Provinzen bekommen wir nichts. Wien ist nur auf das 

Ausland angewiesen. Wien wird wahrscheinlich im Winter kein Fleisch oder nur periodisch haben.“ 
8 „Die Bevölkerung wird das verstehen.“ 
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gleich dem Staatssekretär für Finanzen der Ansicht, dass diese Aufwendungen aufhören 

müssen. Dies könne aber nur im Zusammenhange mit lohnpolitischen Maßnahmen 

durchgeführt werden. Er stelle sich vor, dass es möglich wäre, eine staatliche Regelung der 

Löhne zu schaffen, welche sich den Lebensmittelpreisen anpasst. Eine derartige Regelung 

wäre seiner Anschauung nach auch das einzige Mittel, um die Löhne zeitweise abzubauen. 

Diese Frage könne jedoch nur im Zusammenhange mit dem Finanzplan gelöst werden. Es 

wäre Aufgabe der Staatsämter für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten sowie für 

soziale Verwaltung, bei Gelegenheit der Erörterung des Finanzplanes diesbezügliche 

Vorschläge zu erstatten. 

Staatssekretär E l d e r s c h  spricht sich gleichfalls für den Verkauf von Kunstschätzen 

aus. Um die Aktion wirksam zu gestalten, wäre es jedoch erforderlich, für diese Zwecke eine 

Sachverständigen-Kommission mit weitgehenden Vollmachten einzusetzen.9 

Der Kabinettsrat gelangt zu der einmütigen Auffassung, dass eine Beschlussfassung in der 

Frage der Ernährungsvorsorgen und der unmittelbaren finanziellen Maßregeln zur Deckung 

der nächsten Kreditbedürfnisse auf die Kabinettsratssitzung am 26. d.M. zu verschieben wäre 

und eine besondere Kabinettsratssitzung über die Behandlung der Finanz- und Valutafragen 

anzuberaumen sei. 

Der Vorsitzende beraumt diese Sitzung für Montag, den 29. d.M.10 an. 

 

4. 

Gemeindewahlreform in Tirol. 

Staatssekretär E l d e r s c h  erbittet und erhält die Ermächtigung des Kabinettsrates, dass 

von der Erhebung einer Vorstellung gegen den vom Tiroler Landtag beschlossenen Entwurf 

eines Gesetzes, womit eine neue Gemeindewahlordnung für alle Gemeinden mit Ausnahme 

der Hauptstädte mit eigenem Statut geschaffen wird, abgesehen und der sofortigen 

Verlautbarung des Landesgesetzes zugestimmt werde. 

 

5. 

Behandlung der Staatsstiftungszöglinge aus den abgetretenen Staatsgebieten. 

Unterstaatssekretär G l ö c k e l  führt aus, dass von den mit Staatsstiftungen beliehenen 

Zöglingen 134 infolge Verlustes der deutschösterreichischen Staatsangehörigkeit ausscheiden 

würden. Die Angehörigen von 84 Zöglingen haben sich um die deutschösterreichische 

Staatsbürgerschaft beworben. Er erbitte sich die Ermächtigung des Kabinettsrates, diesen 84 
                                                 
9 „E l l e n b o g e n: Von diesem Verkauf wird 5 Monate geredet und es geschieht nichts.“ 
10 „3h“. 
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Zöglingen für den weiteren Stiftungsbezug ein Semester stunden zu dürfen. Hiezu kämen 

noch 47 Zöglinge aus Deutschböhmen, die im letzten Jahrgang ihrer Studien stehen. Da es als 

eine außerordentliche Härte empfunden werden müsste, wenn diesen Zöglingen die Stiftung 

im letzten Bezugsjahre entzogen würde, erbitte er weiters die Ermächtigung des 

Kabinettsrates, dass diesen 47 Zöglingen die Stiftung belassen werde. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetenen Ermächtigungen. 

 

6. 

Subventionsansuchen der Hauptstelle Reichenberg des Vereines der deutschen 

Eisenbahnbeamten. 

Staatssekretär P a u l  teilt mit, dass die Hauptstelle Reichenberg des Vereines der 

deutschen Eisenbahnbeamten an das Staatsamt für Verkehrswesen um Gewährung einer 

Subvention herangetreten sei. Der sprechende Staatssekretär glaube, dass die 

Subventionierung des Vereines aus außenpolitischen Gründen nicht tunlich sei, und 

beabsichtige daher, die Hingabe abschlägig zu bescheiden. 

Der Kabinettsrat pflichtet dieser Auffassung bei. 

 

7. 

Ausfolgung der von den ungarischen Kommunisten beim Eintritte nach Deutschösterreich 

ausgelieferten Geldmittel und Wertsachen. 

Staatssekretär E l d e r s c h  führt aus, dass er beabsichtige, zur Deckung der Kosten der 

Überwachung und Verpflegung der in Deutschösterreich internierten ungarischen 

Kommunisten die ihnen beim Grenzübertritte nach Deutschösterreich abgenommenen Gelder 

und Wertsachen heranzuziehen.11 

Der Kabinettsrat beschließt in Sinne des Antrages des sprechenden Staatssekretärs, dass 

die zur Bestreitung des Lebensunterhaltes der Internierten ungarischen Kommunisten 

notwendigen Beträge aus den von ihnen freiwillig abgelieferten Geldmitteln und Wertsachen 

seitens des Staatsamtes für Finanzen dem Staatsamt für Inneres und Unterricht auszufolgen 

sind. 

 

8. 

Aufhebung der Finanzzensur. 

Staatssekretär E l d e r s c h  bittet um die Ermächtigung, dass er das dem Staatsamt für 

                                                 
11 „Bitte um Auftrag des Kabinettsrates an Finanzamt, die 100.000 K abzuliefern.“ 
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Finanzen für Zwecke der Finanzzensur bereitgestellte Personale zurückziehen dürfe.12 

Nachdem Dr. S c h u m p e t e r  erklärt hatte, dass er auf den Weiterbestand der 

Finanzzensur keinen besonderen Wert lege, beschließt der Kabinettsrat, die Finanzzensur 

aufzuheben.13 Die Durchführung dieser Maßregel obliege dem Staatsamt für Inneres und 

Unterricht im Einvernehmen mit den Staatsämtern für Finanzen und für Handel und Gewerbe, 

Industrie und Bauten. 

 

9. 

Gewährung von Verdienstentgangsentschädigungen für die zur Mitwirkung bei der 

Bekämpfung des Kriegswuchers und Schleichhandels in Wien herangezogenen Vertreter der 

Arbeiter-und Bürgerräte. 

Staatssekretär E l d e r s c h  führt aus, dass die Funktion der zur Mitwirkung bei der 

Bekämpfung das Kriegswuchers und Schleichhandele in Wien herangezogenen Vertreter der 

Arbeiterräte im allgemeinen eine ehrenamtliche sei; gleichwohl habe sich in einzelnen Fällen 

die Notwendigkeit ergeben, diesen Delegierten eine Verdienstentgangsentschädigung 

auszuzahlen.14 Er erbitte für diese Zwecke die Bereitstellung eines Kredites von ½ Million 

Kronen und bemerkt, dass ein gleicher Vorgang selbstverständlich auch bezüglich der in 

Hinkunft zu verwendenden Vertreter der Bürgerräte zu gelten haben werde. 

Sektionschef Dr. G r i m m  erhebt gegen die Bereitstellung des angesprochenen Kredites 

keine Einwendung, ersucht jedoch darauf Bedacht zu nehmen, dass die Vertreter der Arbeiter- 

und Bürgerräte keine die Bezüge der im Kriegswucheramt in Verwendung stehenden 

Staatsbediensteten übersteigende Entschädigung erhalten. 

Der Kabinettsrat beschließt, dass für die bei der Bekämpfung des Kriegswuchers 

verwendeten Vertreter der Arbeiter- und Bürgerräte Entschädigungen für den 

Verdienstentgang vorgesehen werden, jedoch nur für solche, die einer Entschädigung 

tatsächlich bedürfen, und zwar im einer noch näher zu vereinbarenden Maximalhöhe. Für 

diese Entschädigung wird ein Kredit von einer halben Million Kronen bereitgestellt. 

Die nähere Durchführung dieser Maßnahme wird das Staatsamt für Inneres und Unterricht 

im Einvernehmen mit dem Staatsamt für Finanzen zu treffen haben. 

 

                                                 
12 „Bitte dies zur Kenntnis zu nehmen. Ich habe wiederholt gebeten, dass die Zensur abgeschafft wird.“ 
13 „Kredit- und Steuersektion legt einen kleinen Wert auf die Zensur. Sobald aber der Kabinettsrat will, kann 

man die Sache der Finanzzensur aufheben.“ 
14 „E l d e r s c h: Im Kabinettsrat ist vor Wochen der Entwurf einer Organisation für die Bekämpfung des 

Kriegswuchers vorgelegt worden. Es werden auch Bürgerräte im Verhältnis zugezogen werden. Ich werde 
mich an alle Parteien wenden wegen Aufteilung.“ 
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10. 

Gewährung einer Entschädigung für den Vertreter des Kreisarbeiterrates Wien im 

Volksbekleidungsamte. 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k  bittet um die Ermächtigung, dem vom Kreisarbeiterrate 

Wien in das Volksbekleidungsamt entsendeten Vertreter, Jakob N e u m a n n15, eine 

Entschädigung im Ausmaße vom 2.000 K pro Monat zu gewähren. Dieser Betrag entspreche 

seinem bisherigen monatlichen Verdienste.16 

Der Kabinettsrat ermächtigt das Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten, 

den Genannten im Volksbekleidungsamte für die Dauer von 4 Monaten in Verwendung zu 

nehmen und ihm eine seinem erhobenen Verdienstentgang gleichkommende Remuneration zu 

gewähren. 

Nach denselben Grundsätzen werden die anderen dortselbst in Verwendung stehenden 

Experten zu behandeln sein. 

 

11. 

Errichtung einer Generaldirektion der staatlichen Industriebetriebe. 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k  führt aus, dass die großen früheren Heeresbetriebe im 

Arsenal, Fischamend, Wöllersdorf und Wörth, für deren Verwaltung im Februar l.J. die 

„zwischenstaatsamtliche Verwaltungskommission für Heeresbetriebe“ errichtet worden sei, 

bisher nur einen geringfügigen Teil ihrer Ausgaben erarbeiten. Der Grund hievon liege 

einerseits in dem Verbote von Arbeiterentlassungen, andererseits darin, dass die Umstellung 

dieser für Kriegszwecke erbauten und eingerichteten Fabriken auf die Erzeugung von 

Friedensarbeit nicht rasch genug habe vorgenommen werden können. Auch die erforderlichen 

Veränderungen in der Besetzung mit technischem und kaufmännischem Personal und die 

Erledigung der kaum zur Ruhe kommenden Lohnfragen habe viel Zeit in Anspruch 

genommen. Vor allem aber sei es bisher nur zu einem geringfügigen Teile gelungen, lohnende 

Beschäftigung für jene Anlagen der Heeresbetriebe zu gewinnen, die für die Erzeugung von 

Maschinen (Flugmotorenbau in Fischamend) und die Eisenbearbeitung (Geschütz-, Gewehr- 

und Geschosserzeugung im Arsenal, Gewehrerzeugung in Wörth, Eisendreherei in 

Wöllersdorf) eingerichtet waren. Besonders fühlbar werde der Mangel an Arbeit in 

Wöllersdorf werden, sobald die Arbeiter für die Desadjustierung von Munition unter 

                                                 
15 „von der Fa. Gerngroß“. 
16 „Er hat ein monatliches Fixum von 1000 K und eine Verkaufsprovision von ca. 1000 K monatlich. Kann man 

ihm die 24.000 K bewilligen? Übersteigt den Gehalt der bestbezahlten Beamten. 
 E l d e r s c h: Er hat sich der Sache sehr angenommen.“ 
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Materialrückgewinnung beendet sein werden, wobei zirka dreiviertel des rund 5000 Mann 

zählenden Arbeiterstandes in Verwendung stehen. Diese Arbeiten werden im Herbste dieses 

Jahres zum Abschlusse gelangen. Die Ausfindigmachung entsprechender Ersatzarbeiten für 

ein so großes, hoch entlohntes Arbeiterpersonal und die richtige Organisierung dieser Arbeiter 

erfordere einen besonders tüchtigen Techniker und zugleich Kaufmann, der einen 

zuverlässigen Überblick über die aktuellen Erzeugungs- und Absatzmöglichkeiten besitzt und 

die Grundlinien für die Einrichtung der gesamten Arbeit in den Heeresbetrieben aufzustellen 

vermag. Diese einheitliche Leitung der genannten Heeresbetriebe sei auch zu dem 

erforderlich, um die einzelnen Erzeugungszweige in die hiefür geeigneten Betriebe 

zusammenzufassen, um eine Konkurrenzierung zwischen den einzelnen Betrieben die sich 

geltend gemacht habe, auszuschließen, und um die Investitionsbestrebungen der einzelnen 

Betriebsdirektionen auf das richtige Maß zurückzuführen. Auch würden bei der einheitlichen 

Leitung Spezialfachmänner für die Bearbeitung solcher Erzeugungszwecke z.B. der 

Möbelerzeugung und der sonstigen Holzverarbeitung zu bestellen sein, die in mehreren 

Betrieben vertreten sind. Ferner werde sich der Ein- und Verkauf zweckmäßig bei der 

einheitlichen Leitung zusammenfassen lassen. An einer solchen einheitlichen kaufmännisch-

technischen Leitung fehle es bisher. Die Direktionen der einzelnen Betriebe gingen bisher in 

diesen Richtungen unter der mehr weniger bureaukratischen Leitung der 

Verwaltungskommission, die bei einem ungeeigneten Personalstand mit einer Unmenge 

administrativer Details belastet sei, voneinander zumeist ganz unabhängig vor. Der 

hervorstechendste und zugleich schädlichste Mangel aber mache sich durch das Fehlen einer 

zentralleitenden technischen und kaufmännischen Kapazität geltend. Auf einzelnen Gebieten, 

wie jenem der Erzeugung guter Möbel und vielversprechender Anfänge mit der 

Koffererzeugung in Fischamend, unterschiedlicher Holz-und Lederverarbeitung im Arsenal 

und dar Herstellung von Jagdmunition in Wöllersdorf, seien Erfolge erzielt worden, der 

Großteil der für die Eisenverarbeitung und die Herstellung von Maschinen eingerichteten 

Werkstätten sei jedoch trotz gut gemeinter Versuche der Betriebsdirektionen noch ungenützt 

geblieben. Hier könne nur die zugreifende Initiative eines führenden Mannes von 

fachmännischem Rang helfen. Ihm müsse das für die Leitung erforderliche technische, 

kaufmännische und administrative Personal an die Seite gestellt werden. Es sei daher 

beabsichtigt, die bestehende Verwaltungskommission für Heeresbetriebe in eine 

Verwaltungskommission für staatliche Industriebetriebe umzuwandeln und für letztere einen 

Generaldirektor zu bestellen. Für die Stelle des Generaldirektors sei Ing. Leo L i n d e r  in 

Aussicht genommen. Der Wirkungskreis der Generaldirektion werde von der 
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Verwaltungskommission festgestellt werden. Die Behandlung sozialpolitischer Fragen sei 

einem Mitglied der Verwaltungskommission im selbständigen Referat übertragen, mit 

welchem der Generaldirektor hierüber sowie in Personalfragen, soweit sie sich, im 

Wirkungskreis der Generaldirektion ergeben, jeweils das Einvernehmen zu pflegen haben 

werden. Bei divergierender Meinung werde die Verwaltungskommission zu entscheiden 

haben. Der Gehalt des Generaldirektors sei mit monatlich 10.000 K festgesetzt. Das 

Dienstverhältnis werde für die Dauer eines halben Jahres, d.i. bis zum 31. März 1920 

seinerseits unkündbar eingegangen. Bei früherer Auflösung der Verwaltungskommission sei 

eine Abfertigung von 90.000 K vorgesehen. Weiters sollen dem Generaldirektor die Kosten 

für die Übersiedlung seines Haushaltes von Paris nach Wien ersetzt werden. Ing. Linder habe 

sich für den Fall der Bestellung zum Generaldirektor ausbedungen, dass er auch während 

seines Dienstverhältnisses für andere Unternehmungen tätig sein dürfe, soferne diese 

Unternehmungen nach ihrem Gegenstande als Konkurrenz für staatliche Industriebetriebe 

oder für die aus diesen hervorgegangenen gemein- oder gemischtwirtschaftlichen Betriebe 

nicht in Betracht kommen und insoweit die Versehung seines Dienstes durch diese 

anderweitige Tätigkeit nicht beeinträchtigt werde. 

Der sprechende Staatssekretär bittet, die Errichtung der Generaldirektion der staatlichen 

Industriebetriebe grundsätzlich zu genehmigen und ihm die Ermächtigung zu erteilen, den 

Ing. Leo Linder zum Generaldirektor unter den angeführten Bedingungen bestellen zu dürfen. 

Er fügt bei, dass er beabsichtige, den Genannten zur Verzichtleistung auf die immerhin 

bedenklich erscheinende Konkurrenzklausel zu bewegen.17 

 
α  E l d e r s c h: Ablehnung des Vertrages. Der Vertrag ist so exotisch. Übersiedlung aus Paris. Haben wir 

niemand, der in Österreich gelebt hat? 

E l l e n b o g e n: Wir haben nach diesem Mann mehrere Monate gesucht. Der Mann, der für diesen Posten 

geeignet ist, ist ungeheuer schwer zu finden. Der Generaldirektor, der in Österreich tätig ist, wird bei den 

Arbeitern als Scharfmacher gelten. Dadurch würde der Zweck nicht erreicht werden. Ersparung einer 

ausgezahlten Million, wo die Beträge keine Rolle spielen. Erforderlich Mann mit Energie, Geschicklichkeit und 

Erfahrung. 

R e n n e r: Die Auswahl der Person muss unter der Verantwortung des Staatssekretärs. Nur der Vertrag 

kann hier behandelt werden. Ein Inländer würde billiger kommen. Man müsste ihn fragen, ob er auf die 

Konkurrenzklausel verzichtet. 

Z e r d i k: Ich werde den Versuch machen, ihn von der Klausel abzubringen. Die Sache ist dem 

Staatssekretär überlassen. Er wird sich dann entscheiden, ob er den Mann anstellt oder nicht. α 

 
                                                 
17 An dieser Stelle findet sich im Stenogramm ein nicht in die Reinschrift aufgenommener Wortwechsel, der im 

Anschluss zwischen zwei α-Zeichen wiedergegeben wird. 
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Der Kabinettsrat beschließt im Sinne der gestellten Anträge und nimmt gleichzeitig zur 

Kenntnis, dass Ing. Friedrich L a n g e n  Direktor der Arsenalwerke und Dr. Ing. G r ö g e r  

zum Generaldirektor bestellt werden, ersterer mit einem Monatsgehalte von 3.500 K nebst 

einer Zulage vom 13.000 K jährlich, letzterer mit einem Monatsbezuge von 2.500 Kronen.  

 

12. 

Liquidierung der Regierungsstellen für die Sudetenländer. 

Der Vorsitzende teilt mit, dass die sudetendeutschen Vertretungen und Regierungen erklärt 

hätten, nunmehr nach Unterzeichnung des Friedensvertrages nicht länger ihre Funktionen 

ausüben zu können, und den Wunsch ausgesprochen hätten, dass sie des Treuegelöbnisses, 

das sie der Republik Deutschösterreich geleistet haben, in einem feierlichen Akte entbunden 

werden. 

Der Vorsitzende bringt dem Kabinettsrat das im Einvernehmen mit dem Präsidenten und 

den sudetendeutschen Vertretungen ausgearbeitete Programm der feierlichen Verabschiedung 

zur Kenntnis und bittet um die Ermächtigung, bei dieser Gelegenheit namens des 

deutschösterr. Kabinettsrates folgende Erklärung abgeben zu dürfen: 

Der deutschösterr. Kabinettsrat geht von der Rechtsanschauung aus, 

1. dass der Frieden von St. Germain erst in dem Augenblicke in volle Rechtskraft tritt, wo 

die Ratifikationsurkunden über den Frieden zwischen dem Obersten Rate der alliierten und 

assoziierten Mächte und der Republik Deutschösterreich ausgetauscht werden. Nach Artikel 

70 des Friedensvertrages werden erst in diesem Augenblicke die Angehörigen des alten 

Österreich dem Rechte nach Staatsbürger der einzelnen auf dem Boden der österreichisch-

ungarischen Monarchie entstandenen neuen Staaten. Die Staatsbürgergesetze und die auf 

deren Grundlage erlassenen sonstigen Bestimmungen öffentlich-rechtlicher, strafrechtlicher 

oder privatrechtlicher Natur treten durch das Inkrafttreten des Friedensvertrages, soweit sie 

mit diesem nicht übereinstimmen, außer Kraft. 

2. Nach den Bestimmungen des Abschnittes III des dritten Teiles werden die inzwischen 

von der Tschechoslowakei tatsächlich besetzten Gebiete erst mit dem Inkrafttreten des 

Friedens von St. Germain von der Republik Deutschösterreich aufgegeben und von 

rechtswegen gehen also auch die von der Republik Deutschösterreich in Anspruch 

genommenen Gebiete Deutschböhmen, Sudetenland, die Kreise Deutsch-Südböhmen und 

Deutsch-Südmähren sowie die Siedlungsgebiete von Brünn, Iglau und Olmütz erst von 

diesem Augenblicke an auf die tschechoslowakische Republik über. 

3. Trotzdem bezeugt die Tatsache, dass sowohl die Republik Deutschösterreich wie die 



 

108 – 1919-09-23 13 

tschechoslowakische Republik am 10. September d.J. zu St. Germain unterfertigt haben, dass 

schon jetzt zwischen den beiden Freistaaten volles Einverständnis über die künftige Regelung 

der Fragen des Gebietes, der Staatsbürgerschaft und der Staatshoheit besteht, und die 

deutschösterr. Republik ist daher bereit, schon jetzt – das Einverständnis der 

tschechoslowakischen Republik vorausgesetzt – das von der tschechoslowakischen Republik 

inzwischen tatsächlich besetzte Gebiet (und die noch nicht besetzten der Tschechoslowakei 

im Frieden zu St. Germain zuerkannten Gebietsteile) sowie die auf Grund des 

Friedensvertrages selbst diesen Gebieten angehörenden Staatsbürger unter die volle staatliche 

Hoheit der tschechoslowakischen Republik zu stellen, unter der Voraussetzung, dass die 

tschechoslowakische Republik anerkannt, dass zufolge der zu St. Germain geschaffenen 

Rechtslage bis zum Stichtage kein Staatsbürger der ehemaligen im Reichsrat vertretenen 

Königreiche und Länder rechtlich in der Lage war, gegen die tschechoslowakische Republik 

irgend welche Delikte wider den Staat, wider staatliche Organe oder wider die öffentliche 

Ordnung zu begehen. 

4. Indem die Republik Deutschösterreich dermaßen dem Inkrafttreten des 

Friedensvertrages vorgreift, verfügt sie: 

a) die Landesregierungen von Deutschböhmen, von Sudetenland, die 

Kreishauptmannschaft von Deutschsüdmähren, ferner alle übrigen durch die Deutschösterr. 

Republik auf dem künftigen Boden der tschechoslowakischen Republik eingerichteten wie 

immer Namen habenden deutschösterreichischen politischen, richterlichen, Finanz- und 

sonstigen Behörden sind mit Rechtswirksamkeit vom 24. September 1919 aufgehoben; 

b) die von den Bewohnern dieser Gebiete durch Wahl oder durch behördliche Berufung 

eingesetzten Vertretungskörper und zur Vertretung allgemeiner Interessen berufenen 

Persönlichkeiten, welchen Namen sie immer haben mögen, hören von diesem Tage auf, 

deutschösterr. Vertretungen zu sein und werden als solche von der Republik 

Deutschösterreich nicht mehr anerkannt“. 

Weiters bittet der Staatskanzler um die Ermächtigung des Kabinettsrates, sodann an den 

Präsidenten der Nationalversammlung herantreten zu dürfen, die von ihm selbst vereidigten 

Funktionäre der Republik Deutschösterreich des Treuegelöbnisses für die Republik zu 

entbinden, wodurch auch alle von diesen Funktionären vorgenommenen Angelobungen 

nachgeordneter Organe aufgehoben sein werden. Sämtliche ehemals österreichische 

Staatsbürger, die nach dem Friedensvertrage von St. Germain künftig Staatsbürger der 

tschechoslowakischen Republik werden, werden damit des Treue- und Pflichtverhältnisses 
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zur Republik Deutschösterreich enthoben sein.18 

Staatssekretär Dr. B a u e r  gibt seiner Anschauung dahin Ausdruck, dass die Auflösung 

von Behörden durch die Staatsregierung mit der bestehenden Verfassung und den 

einschlägigen Gesetzen nicht in Einklang zu bringen sei. Er glaube, dass man sich auf einen 

politischen Abschied beschränken solle, da eine staatsrechtliche Verabschiedung seiner 

Meinung nach nur von der Nationalversammlung ausgehen könne. Was die noch nicht 

besetzten der Tschechoslowakei im Frieden zu St. Germain zuerkannten Gebiete (Feldsberg 

und Bahnhof Gmünd) betreffe, so wäre die Erwähnung dieser Gebiete in der abzugebenden 

Erklärung besser zu vermeiden. 

Präsident S e i t z  gibt zu, dass der zu fassende Beschluss eine Verletzung der 

Staatsgrundgesetze beinhalte. Die Schwierigkeit liege darin, dass von den sudetendeutschen 

Regierungen auf die Vollziehung des staatsrechtlichen Aktes aus bestimmten politischen 

Gründen der größte Wert gelegt werde. Vorher die Ermächtigung der Nationalversammlung 

einzuholen reiche die Zeit nicht mehr aus. Er glaube aber, dass man sich über diese 

verfassungsrechtlichen Bedenken umso eher hinwegsetzen könne, als von keiner der drei 

Parteien der Nationalversammlung bisher eine Einwendung erhoben worden und die Erteilung 

der Indemnität von der Nationalversammlung unzweifelhaft zu gewärtigen sei. 

Staatssekretär S t ö c k l e r  und Unterstaatssekretär M i k l a s  erheben gegen den 

beantragten Vorgang die schwersten Bedenken und meinen, dass unbedingt zunächst die 

Nationalversammlung einzuberufen sei. 

Der Vorsitzende pflichtet der Anregung des Staatssekretärs Dr. B a u e r, die Gebiete von 

Feldsberg und Gmünd in der Erklärung nicht zu erwähnen, bei und schlägt vor, die in Wien 

anwesenden Vertreter der sudetendeutschen Regierungen zunächst zu einer Besprechung 

einzuladen, um über eine sowohl den staatsrechtlichen Bedenken als auch den Wünschen der 

Sudetendeutschen Rechnung tragenden Vorgangsweise schlüssig zu werden. Zu diesem 

Zwecke unterbricht der Vorsitzende die Sitzung. 

Nach Wiederaufnahme der Verhandlungen teilt der Vorsitzende mit, dass mit den 

genannten Vertretern vereinbart wurde, den staatsrechtlichen Akt an den Vorbehalt der 

nachträglichen Genehmigung durch die Nationalversammlung zu knüpfen. 

Der Kabinettsrat beschließt sohin, den Staatskanzler zur Abgabe der nachstehenden 

Erklärung zu ermächtigen: 

                                                 
18 Vgl. hier im Stenogramm eine zusätzliche Wortmeldung sowie direkt anschließend eine Stenogrammvariante 

von „Staatssekretär Dr. B a u e r gibt seiner Anschauung dahin Ausdruck…“ bis „…den staatsrechtlichen 
Akt an den Vorbehalt der nachträglichen Genehmigung durch die Nationalversammlung zu knüpfen“, die im 
Anschluss an den Tagesordnungspunkt zwischen zwei α-Zeichen wiedergegeben werden. 
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„Der deutschösterr. Kabinettsrat geht von der Rechtsanschauung aus, dass der Friede von 

St. Germain erst in dem Augenblicke in volle Rechtskraft tritt, wo die Ratifikationsurkunden 

über den Frieden zwischen dem Obersten Rate der alliierten und assoziierten Mächte und der 

Republik Deutschösterreich ausgetauscht werden. Nach den Bestimmungen des Abschnittes 

III des dritten Teiles werden die inzwischen von der Tschechoslowakei tatsächlich besetzten 

Gebiete erst mit dem Inkrafttreten des Friedens von St. Germain von der Republik 

Deutschösterreich aufgegeben und von rechtswegen gehen also auch die von der Republik 

Deutschösterreich in Anspruch genommenen Gebiete Deutschböhmen, Sudetenland, die 

Kreise Deutschböhmen und Deutschsüdmähren sowie die Siedlungsgebiete von Brünn, Iglau 

und Olmütz erst von diesem Augenblicke auf die tschechoslowakische Republik über. 

Trotzdem bezeugt die Tatsache, dass sowohl die Republik Deutschösterreich wie die 

tschechoslowakische Republik am 10. September d.J. zu St. Germain unterfertigt haben, dass 

schon jetzt zwischen den beiden Freistaaten volles Einverständnis über die künftige Regelung 

der Fragen des Gebietes, der Staatsbürgerschaft und der Staatshoheit besteht, und die 

deutschösterr. Regierung ist daher bereit, schon jetzt – die Zustimmung der gesetzgebenden 

Körperschaft vorausgesetzt – das von der tschechoslowakischen Republik inzwischen 

tatsächlich besetzte Gebiet sowie die auf Grund des Friedensvertrages selbst diesen Gebieten 

angehörenden Staatsbürger unter die volle staatliche Hoheit der tschechoslawakischen 

Republik zu stellen. 

Indem die Regierung Deutschösterreichs dermaßen dem Inkrafttreten des 

Friedensvertrages vorzugreifen bereit ist, hebt sie ihre entgegenstehenden 

Vollzugsanweisungen auf und verfügt vorbehaltlich der Genehmigung der 

Nationalversammlung: 

a) die Landesregierungen von Deutschböhmen und von Sudetenland, die 

Kreishauptmannschaft von Deutschsüdmähren, ferner alle übrigen durch die 

Deutschösterreichische Republik auf dem künftigen Boden der tschechoslowakischen 

Republik eingerichteten wie immer Namen habenden deutschösterreichischen politischen, 

richterlichen, Finanz- und sonstigen Behörden sind mit Rechtswirksamkeit vom 24. 

September 1919 aufgehoben; 

b) die von den Bewohnern dieser Gebiete durch Wahl oder durch behördliche Berufung 

eingesetzten Vertretungskörper und zur Vertretung allgemeiner Interessen berufenen 

Persönlichkeiten, welchen Namen sie immer haben mögen, hören von diesem Tage auf, 

deutschösterreichische Vertretungen zu sein und werden als solche von der Regierung 

Deutschösterreichs nicht mehr anerkannt.“ 
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Weiters ermächtigt der Kabinettsrat den Staatskanzler, in der bereits oben 

gekennzeichneten Weise an den Präsidenten der Nationalversammlung wegen Entbindung der 

Funktionäre der ausscheidenden Gebiete vom Treuegelöbnisse herantreten zu dürfen. 

 
α B r a t u s c h: Es handelt sich darum, den rückkehrenden Funktionären eine anstandslose Rückkehr zu 

ermöglichen. Sie werden doch als Hochverräter behandelt werden. Wird unsere Position nicht durch so 

weitgehende Erklärungen erschwert? Vollzugsanweisungen zurückziehen etc. 

B a u e r: 1. Frage der Kompetenz. Kann das die Regierung überhaupt machen? Der Friedensvertrag ist nicht 

ratifiziert. Ob die Auflösung von Behörden mit der bestehenden Verfassung und den einschlägigen Gesetzen in 

Einklang gebracht werden kann? Von dem Rechtsstandpunkt abzuweichen, scheint mir nicht ratsam. 

2. Ist diese juristische staatsrechtliche Aufmachung das, was die Leute brauchen. Ich glaube, sie brauchen 

einen politischen Abschied. Ein juristischer Abschied kann doch nur von der Nationalversammlung erfolgen. 

Das was sie jetzt brauchen, ist etwas anderes. Abschiednehmen von einander. Aber nur politisch. Einem solchen 

politischen Akt soll man aber nach meiner Meinung nicht juristischen Charakter geben. Ich halte es für sehr 

vernünftig zu sagen, wir sind bereit, wegen Feldsberg friedlich zu verhandeln. Aber das mache ich in einem 

Gespräch, nicht in einem feierlichen Staatsakt. Ich hole mir doch nicht öffentlich ein Refus. 

R e n n e r: Zuerst politische Verabschiedung. Dann rechtliche Entlassung. Das verlangen die 

Deutschböhmen. Ich gebe aber zu, dass der Zusatz Feldsberg und Gmünd besser wegbleibt. 

S e i t z: Die große Schwierigkeit ist die, dass wir in der Zeit so gedrängt sind. Eigentliche hätte die 

Nationalversammlung ein Ermächtigungsgesetz beschließen sollen, worin sie den Präsidenten und die Regierung 

ermächtigt, gewisse notwendige Verfügungen zu treffen, die sich nach der Unterzeichnung als selbstverständlich 

erweisen, auch wenn sie völkerrechtlich noch nicht notwendig sind, da der Frieden noch nicht ratifiziert ist. Wie 

die Herren das erstemal bei mir waren und mir von einem Plan einer möglichst baldigen Entlassung sprachen, 

habe ich den Eindruck gehabt, dass es sich mehr um einen politischen Abschied handelt und nicht um einen 

staatsrechtlichen Akt. Heute habe ich den Eindruck, dass das Kabinett und der Präsident eigentlich eine ziemlich 

arge Verletzung des Staatsgrundgesetzes begehen, denn dieses Gesetz, wonach wir die staatliche Hoheit auf 

diesen Gebieten ausüben, etc. ist von der Nationalversammlung beschlossen. Kabinett und Präsident setzen sich 

eigentlich darüber hinweg. 

Ich habe daher noch heute mit Hauser gesprochen und habe ihn eingeladen, sich heute noch die Sache 

anzusehen und mit ihm vereinbart, dass im Falle die christlichsozialen Kabinettsmitglieder und er zustimmen, 

dass wir die Sache so machen. Dann haben wir die Indemnität zu gewärtigen. Zumal die deutschnationalen 

Herren, die bei mir waren, erklärt haben, dass sie sich dafür verwenden werden, dass kein Einspruch von ihrer 

Partei im Parlament erhoben wird. 

Die Schwierigkeit ist die, dass die Landeshauptmänner, Landesräte etc., wenn sie in die Tschechoslowakei 

kommen, sagen können, sie sind nicht mehr d.ö. Funktionäre. Sie verlangen, dass sie von uns als d.ö. 

Funktionäre enthoben werden. Sie wollen sich nicht als Landesregierung im Lande selbst auflösen, allerdings 

nicht als d.ö. Organe. Sie wollen einen rev. (?) Akt dort setzen. 

R e n n e r: Sie können zuhause nicht politisch agieren, wenn sie nicht als d.ö. Funktionäre enthoben sind. 

Wenn sie bloß niederlegen, so heben sie sich auf in der anderen Eigenschaft, in der sie eventuell wirken wollen. 

S e i t z: Wir heben eigentlich ein Stück Verfassung auf mit Umgehung des hiezu befugten Gesetzgebers in 
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der Voraussetzung, dass wir die Indemnität bekommen und in dem vollen Bewusstsein, dass die 3 Parteien 

zustimmen. Wir dürfen uns nicht verhehlen, dass es ein Verfassungsbruch ist. Vielleicht doch einzelne allzu 

scharfe Wendungen ausmerzen sollen. 

R e n n e r: Soweit der Kabinettsbeschluss dahin geht, dass die Vollzugsanweisung und die eingesetzten 

Landesregierungen aufhebt, geht nicht über das Gesetz. Die Landesregierungen als solche heben wir ja nicht auf. 

Eine Abschwächung nützt nichts, denn um die Aufhebung der Landesregierungen kommt man nicht herum und 

das ist eben die Ungesetzlichkeit. Können wir die Landesregierungen aufheben, obwohl sie durch ein Gesetz 

eingeführt sind? 

M i k l a s: Ich habe die schwersten Bedenken, dass die Regierung einen verfassungsrechtlichen Akt setzt, 

ohne Parlament. Eine Indemnität haben wir nicht. Denn die Nationalversammlung hat nur beschlossen, dass der 

Staatskanzler unterzeichnet. Eine Ermächtigung, den Friedensvertrag durchzuführen, haben wir nicht. Wir 

können es nur machen, wenn wir die Gewissheit haben, dass auch nicht ein einziger Abgeordneter den Vorwurf 

der Verletzung macht und Anklage beantragt. Was Feldsberg, Bahnhofsgebiet und Gmünd betrifft, so glaube ich, 

dass man den Passus weglassen muss. Es wäre dringend notwendig, dass die Landesregierungen veranlassen, 

dass die Gebiete gründlich geräumt werden. Wenn es halbwegs möglich wäre, um einige Tage zu verschieben, 

so wäre es doch noch zu erwägen, noch heute die Abgeordneten zu einer Sitzung für Freitag und Samstag zur 

Beschlussfassung eines kurzen Ermächtigungsgesetzes einzuladen und dann die Sudetenländer in die Sitzung 

einzuladen. 

R e n n e r: Man kann die Sache nicht mehr verschieben. Wenn die Parteiobmänner einverstanden sind, so 

können wir doch beruhigt sein. Ich möchte aber die Anregung aufgreifen, dass man Feldsberg, Gmünd so bald 

als möglich räumt. Die einzelnen Staatsämter sind gebeten, zu erwägen, was vorzusorgen ist, um Werte zu 

bergen. 

S t ö c k l e r: Die Situation ist keine angenehme. Sehr zu überlegen, ob wir es ohne Nationalversammlung 

machen können. In der Presse kann eine solche Hetze entstehen. Ferner gefährlich Dworzak (?), Ursin (?), 

Kittinger (?). Man solle noch ein paar Tage warten und vorher die Nationalversammlung einberufen. Unterstützt 

Miklas wärmstens. 

B a u e r: Vermittlung: Morgen Sitzung abhalten, aber dort keine juristische Tatsache schafft, soweit sie 

nicht in der Kompetenz der Regierung liegt, sondern nur politischen Abschied und dann später auch den 

staatsrechtlichen Akt. Den politischen Akt kann man setzen. 

R e n n e r: Soll der Präsident befugt sein zu sagen, ich entbinde sie von ihrem Gelöbnis. Es fragt sich, ob die 

Sache dann überhaupt einen Wert hat. 

S e i t z: Ich habe Bedenken geäußert, dass das Kabinett Beschlüsse fasst und mich beauftragt. Habe aber die 

größten Bedenken und halte es für undurchführbar, wenn auch noch der Kabinettsbeschluss ausbleibt. 

Ausweg: Ich nehme das alles zur Kenntnis und werde die Nationalversammlung unverzüglich 

einberufen. 

B a u e r: Da schadet man den Leuten. 

S e i t z: Man muss den Leuten, wenn sie nachhause gehen, die Möglichkeit bieten zu sagen, wir sind seit 

gestern nicht mehr d.ö. Organe also keine Hochverräter. Sie wollen sich nicht gebeugt haben unter das Diktat, 

sondern von uns enthoben werden. 

B a u e r: Unsere Bevölkerung hat heute ganz andere Sorgen. Sie versteht es vielleicht noch, wenn es sich 

um einen politischen Abschied handelt. Wenn wir aber einen juristischen Akt machen, so wird man das schwer 
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begreifen. Das, was die Leute brauchen ist, dass durch irgendeinen feierlichen Akt dokumentiert wird, dass sie 

von uns gelöst sind. Das muss aber keinen solchen juristischen Charakter haben. Immerhin glaube ich nicht, dass 

wir eine Anklage zu gewärtigen haben und wird kein Einspruch erhoben. Ich halte es jedoch nur nicht für 

zweckmäßig. 

R e n n e r: Die Rechtsreformen haben einen sehr hohen Wert und beeinträchtigen nicht den politischen 

Effekt. Gegenwärtig liegt es in Böhmen so: Die Leute wollen nachhause gehen und wollen in die Wahlen 

eintreten, sie wollen agitieren. Jetzt wollen sie nicht rev. (?) auftreten, weil jetzt keine Aussicht auf Erfolg ist. Sie 

wollen aber nicht dabei geniert sein. Bei der ersten Beanstandung, die der Betreffende hat, wird ihm 

entgegengehalten werden, dass er noch nicht vom Treugelöbnis entbunden ist. Sie sind ein Hochverräter. Da in 

den böhmischen Landesräten die politische Intelligenz repräsentiert ist, so ist es wichtig, dass ihnen dieses 

Hemmnis weggenommen wird. Wer soll uns anklagen, dass wir die böhmischen Landesregierungen auflösen. Es 

ist doch im Friedensvertrag, der unterzeichnet ist, enthalten. Ich meine, dass man zu ängstlich ist. Vielleicht ist 

erwägenswert, dass der Kabinettsratsbeschluss nicht so umfangreich sein muss. Man könnte sich darauf 

beschränken zu sagen, die Vollzugsanweisungen außer Kraft zu setzen sowie die darauf bezughabenden Erlässe. 

Dadurch sind wenigstens die Personen nicht mehr d.ö. Funktionäre und der Präsident kann sie entlassen. Die 

Gesetze bleiben dadurch bestehen. Die Vollzugsanweisungen können wir aufheben, damit fallen auch die 

Personen. Das gilt allerdings nicht für die Landesvertretungen und gerade auf die kommt es an. Daher muss es 

die Regierung wagen. Die Parteien müssen sich untereinander verständigen, damit die Indemnität sichergestellt 

ist. 

M i k l a s: Die Herren sollen bis Freitag nachmittag warten. 

B a u e r: Ich halte es für politisch nicht möglich, dass sich dann die Nationalversammlung nur damit befasst. 

Einladung L…… (?) F…… (?)  Sch…… (?) α 

 

13. 

Verwaltung der hofärarischen und der kaiserlichen Fondsgüter. 

Der Oberste Verwalter des Hofärars Sektionschef Dr. B e c k  erstattet den dem 

vorliegenden Protokolle als Beilage A) angeschlossenen Bericht19, betreffend die 

Nutzbarmachung des hofärarischen Besitzes.20 

Anschließend daran berichtet Rechtsanwalt Dr. H a r p n e r  über die weitere Verwaltung 

des für das vormalige Kaiserhaus oder eine Zweiglinie desselben gebundenen Vermögens; 

dieser Bericht ist dem vorliegenden Protokolle als Beilage B)21 angeschlossen. 

Im Zuge der sich über diese Berichte und die im Zusammenhange damit gestellten Anträge 

entwickelnden Debatte gibt Staatssekretär Dr. B a u e r  der Anschauung Ausdruck, dass die 

                                                 
19 Das Stenogramm enthält keine diesbezüglichen Aufzeichnungen. 
20 „H a r p n e r: Die Mitglieder des früheren kaiserlichen Hauses behaupten, dass trotz des Gesetzes die 

Krongüter noch ihnen gehören. Das muss entweder vor Gericht oder durch Gesetz gelöst werden. Was ist 
unter Belastung zu verstehen? Die Mitglieder des Kaiserhauses behaupten, dass zu den Lasten auch die 
Apanagen gehören. 

 R e n n e r: Nach der ursprünglichen Absicht des Staatsrates sollte nicht eine ressortmäßige Verwaltung 
eingesetzt werden.“ 

21 Das Stenogramm enthält keine diesbezüglichen Aufzeichnungen. 
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tunlichst baldige Überführung der in Betracht kommenden Vermögensbestandteile in die 

ressortmäßige Verwaltung schon aus politischen Gründen anzustreben sei, da die dauernde 

Beibehaltung der einheitlichen Verwaltung dieser Güter in der Öffentlichkeit zu Vermutungen 

Anlass geben könnte, die besser vermieden werden sollten. Gleichwohl sehe er ein, dass diese 

Überführung nicht sofort durchführbar sei. Von seinem Ressortstandpunkte käme auch noch 

die Überweisung gewisser Objekte an gemeinwirtschaftliche Anstalten zu erwägen, weshalb 

er an die beiden Verwaltungen das Ersuchen richte, der Sozialisierungskommission eine 

Aufstellung aller von ihnen verwalteten Güter zukommen zu lassen. 

Nachdem Staatssekretär S t ö c k l e r  die Verwirklichung der Anregung auf Überweisung 

der landwirtschaftlichen Güter an gemeinwirtschaftliche Anstalten für sehr wünschenswert 

bezeichnet hatte, beschließt der Kabinettsrat, dass die Verwaltung sowohl der hofärarischen 

Güter wie des für das vormalige Kaiserhaus oder eine Zweiglinie desselben gebundenen 

Vermögens bis auf weiteres noch einheitlich zu führen sein wird. Die beiden Verwaltungen 

werden jedoch aufgefordert, möglichst bald dem Kabinettsrate Vorschläge darüber zu 

erstatten, wie einzelne Objekte aus diesen Verwaltungen entweder der ressortmäßigen 

Verwaltung der Staatsämter zugeführt oder an gemeinwirtschaftliche Anstalten überwiesen 

werden könnten. 

Im Hinblick auf eine Bemerkung des Rechtsanwaltes Dr. Harpner, dass die Mitglieder des 

ehemaligen kaiserlichen Hauses trotz des Gesetzes vom 3. April 1919, St.G.Bl. Nr. 209, noch 

Rechtsansprüche auf Bestandteile des sogenannten gebundenen Vermögens geltend machen, 

wird die Verwaltung eingeladen, die zur Klärung der Rechtslage erforderlichen Anträge zu 

stellen und insbesondere Vorschläge wegen gesetzlicher Regelung dieser Angelegenheit dem 

Kabinettsrate zu unterbreiten. 

Schließlich genehmigt der Kabinettsrat über Antrag des Rechtsanwaltes Dr. Harpner die 

Verpachtung der Güter Orth a. Donau und Scharfenegg zu Mannersdorf an eine aus dem 

Staate, vertreten durch die amtliche Übernahmsstelle für Vieh und Fleisch, aus der 

Stadtgemeinde Wien und aus der Generaldirektion der Habsburg-Lothringischen 

Vermögensverwaltung gebildete Gesellschaft m.b.H. sowie die Errichtung des 

diesbezüglichen Gesellschaftsvertrages. 

 

14. 

Abänderungen einiger Bestimmungen des Gesetzes vom 9. Jänner 1886, (G. und V.Bl. Nr. 17) 

und vom 18.Februar 1909 (L.G. und V.Bl. Nr. 22) betreffend die Errichtung von 

Bezirksgenossenschaften der Landwirte und eines Landeskulturrates im Erzherzogtume 
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Österreich ob d. Enns, durch einen Beschluss des oberösterr. Landtages. 

Staatssekretär S t ö c k l e r  erbittet und erhält die Ermächtigung des Kabinettsrates, dass 

von der Erhebung einer Vorstellung gegen den Gesetzesbeschluss des oberösterr. Landtages 

vom 12. August 1919, mit welchen einige Bestimmungen des Gesetzes vom 9. März 1886 (G. 

und V.Bl. Nr. 17) und vom 18. Februar 1909 (L.G. und V.Bl. Nr. 82) betreffend die 

Errichtung von Bezirksgenossenschaften der Landwirte und eines Landeskulturrates im 

Erzherzogtums Österreich ob der Enns, abgeändert werden, abgesehen, die Landesregierung 

in Linz hievon verständigt und der Beschluss der Staatsregierung in der „Wiener Zeitung“ 

veröffentlich werde. 

 

15. 

Teuerungszuwendungen für die Geistlichkeit. 

Unterstaatssekretär M i k l a s  führt aus, dass die Seelsorgegeistlichkeit unter den 

vornehmlich auf fixe Bezüge angewiesenen Berufsklassen dermalen insoferne eine 

Ausnahmsstellung einnehme, als ihr keinerlei Teuerungszulagen zukommen. Die 

Bezugsverhältnisse der Geistlichkeit hätten zuletzt zu Anfang des Jahres 1918 eine 

Neuregelung erfahren. Insbesondere sollte durch das Gesetz vom 28. März 1918, R.G.Bl. Nr. 

115, die notwendigste Abhilfe für die ganz unhaltbar gewordene finanzielle Lage der 

katholischen Geistlichkeit geschaffen werden, deren Kongrua schon vor Ausbruch des 

Krieges unzulänglich geworden war, so dass die definitive Kongruaregelung nicht länger 

aufgeschoben werden konnte. Hiebei sei naturgemäß den damals bestehenden 

Teuerungsverhältnissen in einem gewissen Maße Rechnung getragen werden; doch konnte in 

dem Gesetze, das ja als bleibende Regelung gedacht war, die infolge der außerordentlichen 

Verhältnisse immer schärfer hervortretende Entwertung des Geldes und die dadurch 

verursachte Teuerung nicht berücksichtigt werden. Zur selben Zeit sei auch für die 

evangelische Geistlichkeit die Erhöhung des staatlichen Unterstützungspauschales bewilligt 

worden. Desgleichen seien in der Folge den altkatholischen Seelsorgern fallweise 

Teuerungszulagen gewährt worden. Seit Anfang des Jahres 1918 sei jedoch die Teuerung 

immer weiter fortgeschritten, so dass die gegenwärtigen Bezüge der weitaus überwiegenden 

Mehrzahl der Geistlichen nicht hinreichen, um den Lebensunterhalt zu fristen und sohin die 

damals erfolgte Aufbesserung sich heute als durchaus unzulänglich erweise. 

Wenn nun auch mit Rücksicht auf die verhältnismäßig kurze Zeit, die seit der letzten 

Regulierung verflossen sei, an eine Abänderung der Ansätze des erwähnten Gesetzes derzeit 

schon wegen der außergewöhnlichen Verhältnisse, die keinen Schluss auf die künftige 
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Gestaltung der Dinge zulassen, nicht gedacht werden könne, so erscheine es doch als eine 

unabweisliche Notwendigkeit, den gegenwärtigen außerordentlichen Umständen Rechnung zu 

tragen und den Geistlichen der katholischen, evangelischen und altkatholischen Kirche 

Teuerungszulagen - und zwar zunächst für das II. Halbjahr 1919 - zu bewilligen. 

Wenngleich angenommen werden könne, dass in der Kongruanovelle vom 28. März 1918 

bei Festsetzung der Dotation der Geistlichkeit bereits auf die Teuerungszulage, welche den 

Staatsangestellten um jene Zeit gewährt wurden, in gewisser Hinsicht Bedacht genommen 

wurde, so dürfe doch nicht übersehen werden, dass seither den Staatsangestellten weitere 

besondere Begünstigungen zugebilligt wurden, wie dann auch für die Lehrpersonen an Volks- 

und Bürgerschulen - deren Bezüge nicht aus staatlich verwalteten Fonds fließen – zu den 

ihnen gewährten Teuerungszuwendungen immer höhere Zuschüsse aus Staatsmitteln geleistet 

werden müssen. Es werde für die Höhe der den Geistlichen jetzt zu gewährenden 

Teuerungszulagen der Mehrbezug als Richtschnur genommen werden können, der den 

Staatsangestellten heute gegenüber der Zeit des Wirksamkeitsbeginnes des erwähnten 

Gesetzes zufließt. Die nach dieser Maßgabe aufgestellte Berechnung ergebe für das Gebiet 

Deutschösterreichs nach den Grenzen des Friedensvertrages von St. Germain eine Summe 

von zirka 3,15 Millionen Kronen als Erfordernis für die Teuerungszuwendungen an die 

Geistlichkeit pro II. Semester 1919. 

Das Staatsamt der Finanzen, mit dem diesbezüglich das Einvernehmen gepflogen wurde, 

habe zugestimmt, dass für den bezeichneten Zweck ein Betrag im Höchstsausmaß von 3 Mill. 

Kronen in Anspruch genommen werde. 

An dieser Summe würden folgende Kategorien von Personen zu partizipieren haben: 

Die katholische Geistlichkeit und zwar die Kanoniker der Metropolitan- und 

Kathedralkapitel, die Professoren an den theologischen Diözesanlehranstalten, die 

Seelsorgegeistlichen, die Inhaber von Stellen, die als im Zwecke des Gesetzes vom 19. 

Februar 1902, R.G.Bl. Nr. 48 systemisiert anerkannt sind und die geistlichen Pensionisten; 

weiters die evangelischen Geistlichen und die im Dienste der evangelischen 

Kirchengemeinden stehenden Lehrpersonen, einschließlich der Pensionisten und 

Hinterbliebenen; 

endlich die Seelsorger der altkatholischen Kirche. 

Die angemessene Aufteilung des erwähnten Betrages auf die einzelnen Konfessionen 

würde seitens des Staatsamtes für Inneres und Unterricht vorgenommen werden, welches 

auch die weiteren Verfügungen wegen Verteilung der den einzelnen Konfessionen 

zugewiesenen Teilbeträge auf die bezüglichen Perzipienten treffen werde. 
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Der sprechende Unterstaatssekretär erbitte demnach die Genehmigung des Kabinettsrates, 

dass zum Zwecke der Gewährung von Teuerungszuwendungen an die Geistlichkeit für das II. 

Semester 1919 ein Betrag im Höchstausmaße von 3 Millionen Kronen aus den staatlichen 

Beiträgen für Kultuszwecke verwendet werde. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Genehmigung.22 

 
α E l l e n b o g e n: Das Warenverkehrsbüro bedarf einer wesentlichen Vergrößerung des Personalstandes 

mit Rücksicht auf den jugoslawischen Vertrag. Gegenwärtig ist die Unterbringung derart, dass 20 Personen in 

der Handelskammer in einem Zimmer arbeiten. Es käme das Hotel Europe in Betracht, für 3.6 Mill. anzukaufen 

aus den Mitteln des Warenverkehrsbüros. 

S c h u m p e t e r: Bitte, zu vertagen. Vermehrung des Personals, jugoslawischer Vertrag monatlich 

kündbar, Wohnungsnot. 

B a u e r: In einer Zeit, wo eine solche Wohnungsnot ist, kann man nicht ein solches Gebäude in Anspruch 

nehmen. Es muss ein öffentliches Gebäude in Anspruch genommen werden. 

E l d e r s c h: Die Bedenken sind richtig, aber man kann keinen Wirbel schaffen, wenn man nicht eine 

Kommission nimmt, die die Macht hat. 

H a n u s c h: Das Albertinum wird frei und das Haus am Hohen Markt wird frei. 

Einvernehmen mit Heerwesen pflegen. α 

 

16. 

Forderungen der Staatseisenbahnbediensteten.23 

Staatssekretär P a u l  teilt mit, dass die Bewegung unter den Eisenbahnern seit Gewährung 

dar letzten Zugeständnisse nicht zur Ruhe gekommen sei. Am 25. d.M. werde eine Konferenz 

der Wiener und Provinz-Vertrauensmänner und am 26. d.M. eine Versammlung des 

Zentralausschusses stattfinden. Wie der Vorsitzende dieses Zentralausschusses, Abgeordneter 

T o m s c h i k, mitgeteilt habe, würden sich die Eisenbahn- und Postbediensteten mit der 

Gewährung einer außerordentlichen Geldzubuße im Ausmaß des Übergangsbeitrages, der am 

1. Oktober neben den bereits für den 1. und 15. Oktober vorgesehenen Übergangsbeiträgen 

auszuzahlen wäre, zufrieden geben. Der sprechende Staatssekretär beantragt, der Auszahlung 

dieser ausnahmsweisen Geldzuwendung zuzustimmen. Hiebei setze er voraus, dass am 1. 

November der Anschaffungsbeitrag und der einfache Übergangsbeitrag werde ausbezahlt 

werden und gebe es dem Kabinettsrat anheim, bereits im gegenwärtigen Zeitpunkte für den 

Monat Dezember Zuwendungen im gleichen Ausmaß wie pro Oktober in Aussicht zu stellen. 

                                                 
22 Hier folgt im Stenogramm noch eine kurze Wechselrede, die im Anschluss zwischen zwei α-Zeichen 

wiedergegeben wird. 
23 Vgl. dazu die Stenogrammvariante dieses Tagesordnungspunktes, die im Anschluss an den 

Tagesordnungspunkt zwischen zwei α-Zeichen wiedergegeben wird. 
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In diesem Zusammenhange beantragt Staatssekretär P a u l  zur teilweisen Deckung des 

bisher auf ungefähr 700 Millionen Kronen angewachsenen Defizits der 

deutschösterreichischen Staatsbahnen die Einführung einer Erhöhung des Gütertarifs um 100 

% des Personentarifs um 50 % und des Briefsportos auf 50 h. 

Staatssekretär Dr. S c h u m p e t e r  erklärt, dass er den vom Staatssekretär für 

Verkehrswesen beantragten Zuwendungen für das Personal nur unter der Bedingung 

zustimmen könne, wenn gleichzeitig der Gütertarif um 150 %, der Personentarif um 50 % und 

das Briefporto auf 50 Heller erhöht werde. Diese Erhöhungen fasse er jedoch nur als vorläufig 

auf, da hiedurch das Defizit nicht voll gedeckt werde, weshalb er sich vorbehalte, im 

geeigneten Zeitpunkte eine weitere Erhöhung anzusprechen. 

Staatssekretär Dr. B a u e r  erachtet die gegenwärtige Zubußenpolitik für unhaltbar und 

glaubt, dass für die Staatsarbeiter die Schaffung von längerfristigen Kollektivverträgen mit 

gleitenden, sich den jeweiligen Lebensmittelpreisen anpassenden Lohnsätzen anzustreben sei. 

Nachdem noch die Staatssekretäre S t ö c k l e r  und E l d e r s c h  zum Gegenstande 

gesprochen hatten, beantragt der Vorsitzende, heute von einer bindenden Beschlussfassung 

noch abzusehen und ihn und den Staatssekretär P a u l  zu ermächtigen, in der Versammlung 

der Wiener und Provinz-Vertrauensmänner die entsprechenden Erklärungen abzugeben. 

Der Kabinettsrat beschließt in diesem Sinne.24 

                                                 
24 Am Ende des Stenogramms finden sich hier noch folgende Bemerkungen: 
 „H a n u s c h: Ernennung des neuen Zentralgewerbeinspektors. 
 

Angenommen. 
  
 Freitag, 3 Uhr Personalsitzung. ½ 4 Uhr erweiterte Sitzung. Pressgesetz am Freitag.“ 
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α  P a u l: Eisenbahner. 

Ende des vorigen Monates ist es gelungen, die Leute halbwegs zufrieden zu stellen durch Gewährung eines 

Übergangsbeitrages am 15.IX. und 15.X. Es war insgesamt eine Auslage für die Eisenbahn rund 11 Mill. und 4.2 

Mill. für die Post pro Monat. 

Bald nach dem Streik hat sich bei den Vertrauensmännern ein Umschwung gezeigt. Insbesonders hat sich 

gegen Tomschik eine Opposition geltend gemacht und insbesondere deshalb, weil die Eisenbahner und 

Postbediensteten sich tatsächlich nicht die Lebensmittel mit ihren Bezügen beschaffen können. Daher neuerlich 

sehr starke Bewegung. Tomschik hat für den 25. eine Konferenz der Wiener Vertrauensmänner einzuberufen 

und für den 26. eine Sitzung des Zentralausschusses. Zentralausschuss hat ersucht, dass Stöckler und Loewenfeld 

am 26. anwesend sind. Die Verhandlungen Tomschiks haben dahin geführt, dass die Vertrauensmänner sich 

damit zufrieden geben würden, wenn den Eisenbahnern bzw. den Postbediensteten ein nachmaliger 

Übergangsbeitrag im Monat Oktober gewährt wird. Also insgesamt 3facher Übergangsbeitrag im Oktober. Am 

1. Oktober doppelter, am 15. Oktober der einfache. Am 1. November der Anschaffungsbeitrag. Ich setze voraus, 

dass auch am 1. XI. und 1. XII. der einfache Übergangsbeitrag. Im Dezember meinte Tomschik, dass er glaube, 

dass es nicht notwendig sei, jetzt schon etwas zu reden, aber dass man sich für Dezember doch wieder den 

3fachen Übergangsbeitrag [Zeile endet so im Stenogramm; Anm.] 

Anschaffungsbeitrag 18.5 Mill. für Eisenbahner 

8             für die Post 

Der Übergangsbeitrag ist rund 15 Mill. Im November und Dezember würden die einfachen [Zeile endet so im 

Stenogramm; Anm.] 

Was würde geschehen, wenn wir nicht bewilligen? Tomschik und die Vertrauensmänner wären gezwungen, 

ihre Stellen niederzulegen und die Sache der Regierung zu überlassen. Es würden sich dann sofort wilde 

Streikkomitees bilden, welche über die Forderung hinausgehen werden. Ob wir es dazu kommen lassen sollen, 

würde ich für meine Person verneinen. Obwohl wir es früher oder später dazu werden kommen lassen. Die 

Bewegung hat sich daraus ausgelöst, dass bekannt wurde, dass eine Tariferhöhung in Aussicht sei. Die Leute 

haben gesagt, das ist uns recht, damit wir besser gezahlt werden. 

In Aussicht war 100% Gütertariferhöhung. Bei 100 % würde bereits ein Ablenkungsverkehr eintreten. Die 

Gewährung von Begünstigungen, um den Verkehr für uns zu erhalten, ist wegen des Friedensvertrages nicht 

möglich, weil man intern, dasselbe verlangen könnte. 

Mehreinnahmen 310 Mill. 

Bei der heutigen Verkehrslage 200 Mill. K. Das Finanzamt erklärt, dass es mit dieser Erhöhung nicht 

auskommen kann. Es verlangt, dass die ganzen 7–800 Mill. K Defizit der Staatsbahnen mit einer 250% 

Erhöhung hereingebracht werden. Die Tschechen haben bisher um 100 %, desgleichen die Polen und die 

Jugoslawen, wir bisher um 300 % erhöht. Wenn der Kabinettsrat nicht die zu gewärtigenden Presseangriffe zu 

hoch einschätzt, so könnte man bis zu 150 % gehen. Man kann daneben den Personentarif um 50 % erhöhen. 

Diese würden 100 Mill. K tragen. 150% ... 300 [so im Stenogramm; Anm.] Ferner Erhöhung des Posttarifes. 

Gütertarif mit 15. Oktober. Personentarif mit l. Jänner. 

Posttarif unter Berücksichtigung der Valutarelation im internationalen Verkehr. Der Brief würde auf 40–50 

Heller kommen. Erhöhung der Einnahmen um 120 Mill. K. Diese Maßnahmen sind dem Personal bekannt. Das 

Personal stützt sich darauf bei ihren Forderungen. 
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Ich glaube, dass der Kabinettsrat mir die Ermächtigung geben könnte, auf 150 % den Gütertarif zu erhöhen, 

wenn den Eisenbahnern etwas gegeben werden könne. 

Den Staatsbediensteten insgesamt sofort durch ein Kommuniqué, dass die Regierung in Anbetracht der 

elenden Lage und der Steigerung der Lebensmittelpreise am 1. Oktober 3fachen Übergangs-, 15.Oktober 

einfachen Übergangs- und am l. XI. Anschaffungsbeitrag und einfachen Übergangsbeitrag gewähren wird. 

Wobei ich glaube, dass man auch für den Dezember Vorsorge treffen sollte. 

S c h u m p e t e r: Es ist eine sehr schwere Entscheidung, in eine Erhöhung der Ausgaben zu willigen. Es 

kann das zu Zusammenbrüchen führen. Es ist aber auch sehr schwer abzulehnen, wenn die Löhne nur langsam… 

(?) Es wird eine wesentliche Aufgabe des Finanzplanes sein, zu erwägen, wie die Löhne steigerungsfähig sein 

werden. Ich könnte dieser Formulierung des 3fachen Übergangsbeitrages für den Oktober zustimmen, 

vorausgesetzt, dass es nicht auch für November geschieht. Ich würde aber dringend warnen, auch für Dezember 

vorzusorgen, weil es nicht der Rat Tomschiks ist. 

Bedingung ist die ausreichende Tariferhöhung. Ein Junktim zwischen Tariferhöhung und Zugeständnis 

scheint mir nicht angängig, weil das Defizit unbedingt behoben werden muss. Die Erhöhung des Tarifes reicht 

nicht aus, um das Defizit zu beheben, aber es kann ja nur schrittweise geschehen und daher Gütertarif um 150 %, 

Personentarif um 50 %. 

Auch die Erhöhung des Posttarifes muss schrittweise erfolgen. Es scheint mir Briefportoerhöhung auf 50 

Heller angängig. 

P a u l: Für Dezember bitte ich doch zu erwägen, weil es doch immer mehr kostet, wenn man wieder separat 

verhandelt. 

S c h u m p e t e r: Stimme Dezember auch zu. 

G r i m m: In formeller Beziehung: Wir müssen vorsehen, dass die Zuschüsse, die wir geben, nicht in die 

Besoldungsreform hineinverwoben werden. Statt doppelter Übergangsbeiträge soll man ihnen sagen, dass sie am 

1. und 15. wieder eine ausnahmsweise Geldzubuße... (?) Dieselbe Zubuße, die am 15. Oktober gezahlt wird, 

wird auch am 1. Oktober gezahlt. 

ad Tarif Der Staatszuschuss beträgt 698 Mill. K. (416 Mill. K waren bewilligt). Wenn nun eine nur 150% 

Erhöhung des Gütertarifes und eine 50% Erhöhung des Personentarifes, so macht das nur 400 Mill. K 

Einnahmen aus. Wir werden daher unsere Forderung auf 200 % Erhöhung nicht fallen lassen. 

B a u e r: Paul hat angeregt, sofort Kommuniqué wegen Tariferhöhung und Zugeständnis hinausgeben. Ich 

habe Bedenken. Wir zahlen eigentlich eine Strafe für die Haltung der Presse beim Südbahner-Streik. Wenn die 

Zeitungen es nicht bringen, haben wir nichts davon, sonst kommen wieder mehr Forderungen. Glaube 

Kommuniqué soll erst nach der Versammlung hinausgehen. Was Dezember anbelangt. Die Art, wie wir Zubußen 

verteilen, ist ungeheuerlich. Es gibt nur die Schaffung von Kollektivverträgen. Der bisherige Zustand endet 

katastrophal. Mit 0…. (?) wäre ein Vertrag anzustreben, der uns für 6 Monate in Ruhe hält. 

S t ö c k l e r: Ich möchte der Ansicht entgegentreten, dass man glaubt, dass die Erhöhung des Gütertarifes 

dasselbe ist wie die Erhöhung des Personen- oder Posttarifes. Nichts wird der Konsum so zu tragen haben, wie 

die Erhöhung des Gütertarifes infolge der Überwälzung. Eine solche Erhöhung der Gütertarifes ist 

volkswirtschaftlich ein großer Nachteil. 

E l d e r s c h: Solange unsere Valuta so schlecht ist, werden wir die hohen Tarife ertragen. Anders, wenn die 

Valuta besser wird. 

R e n n e r: Heute soll noch kein bindender Kabinettsratsbeschluss gefasst, sondern mich und Paul zu 
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ermächtigen, bei der Versammlung zuhörend so weit zu gehen mit der Erklärung, dass wir dann mit der 

Tariferhöhung noch weiter gehen als beabsichtigt war. Bis Freitag werden die formulierten Anträge dem 

Kabinettsrat vorliegen. α 
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